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Beschlussempfehlung und Bericht 
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zu dem Gesetzentwurf  
der Fraktion der CDU und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/19008 
 
2. Lesung 
 
 
 
 
 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Nordrhein-Westfalen-Plan für gute Infra-
struktur 2025 bis 2036 (NRW-Infrastrukturgesetz 2025 bis 2036) 
 
 
 
 
Berichterstatterin     Abgeordnete Carolin Kirsch 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 18/19008 - wird unverändert angenommen. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf, Drucksache 18/19008, wurde durch das Plenum am 6. Mai 2026 nach der 
1. Lesung zur federführenden Beratung an den Haushalts- und Finanzausschuss sowie an 
den Ausschuss für Heimat und Kommunales zur Mitberatung überwiesen. 
 
 
B Beratung 
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss hat am 2. Juni 2026 eine Anhörung zu diesem Gesetz-
entwurf durchgeführt. Der mitberatende Ausschuss für Heimat und Kommunales hat sich an 
der Anhörung beteiligt. 
 
Zur Anhörung lagen folgende Stellungnahmen vor: 

 

eingeladen Stellungnahme 

 

Arbeitsgemeinschaft der  
kommunalen Spitzenverbände 
Köln 
 

18/3787 

Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Köln 
 

Städte- und Gemeindebund NRW 
Düsseldorf  
 

Landkreistag Nordrhein-Westfalen  
Düsseldorf 
 

Dr. Tobias Hentze 
Institut der deutschen Wirtschaft  
Köln e.V. 
Köln 
 

18/3824 

Dr. Eva Maria Hubbert   
Stadtkämmerin 
Stadt Bochum  
Bochum 
 

18/3833 

Sebastian Panreck 
Ludwig-Erhard-Forum für Wirtschaft 
und Gesellschaft 
Berlin 
 

18/3834 
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eingeladen Stellungnahme 

 

Christine Zeller  
Stadtkämmerin 
Stadt Münster 
Münster 
 

18/3843 

 
weitere Stellungnahme: 
 
Landesrechnungshof NRW         18/3829 
 
 
Die Anzuhörenden hatten Gelegenheit zu einem kurzen Eingangsstatement. Das Wortproto-
koll der Anhörung vom 2. Juni 2026 liegt als Ausschussprotokoll APr 18/1233 vor.  
 
Eine Auswertung der Anhörung erfolgte in der Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses 
am 9. Juni 2026; die abschließende Beratung und Abstimmung ebenfalls am 9. Juni 2026. 
 
Die Fraktion der CDU erklärte, dass man mit dem Nordrhein-Westfalen-Plan für gute Infra-
struktur die Kommunen und Gemeinden in einem historischen Umfang unterstütze. Der Ge-
setzentwurf sorge dafür, dass die Mittel noch einfacher und zielgerichteter dort angekommen, 
wo sich gebraucht würden. Hindernisse, die Investitionen verzögerten, würden beseitigt und 
die kommunale Handlungsfähigkeit gestärkt. 
 
Die Fraktion der SPD machte deutlich, dass sie die geplante Flexibilisierung des Paragrafen 
4a begrüße, dies sei ein wichtiger Schritt. Die ausgearbeitete Gestaltungsrichtlinie führe je-
doch nicht zu einem Abbau von Bürokratie. Kosten und Nutzen stünden in keinem vernünftigen 
Verhältnis. 
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN führte aus, dass der Kern des Gesetzentwurfes die 
Einführung eines neuen Paragrafen 4a sei, durch den die Städte und Gemeinden die Mittel 
des NRW-Plans maximal flexibel als Eigenanteil einsetzen und Förderprogramme besser mit-
einander kombinieren könnten. Die Gesetzesänderung sei auf eine Zustimmung der Mehrheit 
der angehörten Sachverständigen gestoßen. Die Gesetzesänderung erfolge auch ausdrück-
lich auf Bitten der Kommunen und Gemeinden. 
 
Die Fraktion der FDP erklärte, dass die Anhörung deutlich gemacht habe, dass sich das Land 
mit diesem Gesetzentwurf immer weiter von dem eigentlichen Anspruch des Sondervermö-
gens entferne, was in erster Linie dazu diene, Wachstum zu schaffen. Die Kommunen und 
Gemeinden würden den neuen Paragrafen 4a nur einfordern, da dies der aktuellen Situation 
der strukturellen Unterfinanzierung geschuldet sei. Der Gesetzentwurf sei symptomatisch da-
für, dass mit immer weiteren Hilfsmaßnahmen reagiert werden müsse, das eigentliche Prob-
lem der Unterfinanzierung der Kommunen und Gemeinden aber nicht gelöst werde. 
 
Die Fraktion der AfD bekräftigte, dass sie das Merkmal der Zusätzlichkeit für wesentlich er-
achte, welches gewährleistet sein müsse. Sie wisse um die schlechte Finanzausstattung der 
Kommunen. Ohne neue Schulden müssten entweder die Mittel der Kommunen aufgestockt 
oder die Auftragsbelastungen der Kommunen verringert werden. Der Gesetzentwurf führe 
nicht zu einer flexiblen, sondern zu einer beliebigen Mittelverwendung.    
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Für die Landesregierung wies Minister der Finanzen Dr. Optendrenk zunächst als Einordnung 
darauf hin, dass man sich geschuldet durch u.a. weltwirtschaftliche und geopolitische Ereig-
nisse, aktuell in einer Situation befinde, die zu neuen Herausforderungen führe, wie man als 
Staat handeln müsse. Das Sondervermögen sei ein kleiner Ausschnitt dessen, was in Nord-
rhein-Westfalen im Verhältnis der kommunalen Mittel in kommunalen Haushalten auch in Be-
zug auf Förderungen passiere. Nur für diesen Teil schlage der Gesetzentwurf vor, den Eigen-
anteil nicht dem Doppelförderungsverbot zu unterwerfen, sondern durch eine entsprechende 
Regelung zu ersetzen. 
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll APr 18/1247 
verwiesen.  
 
Über den Gesetzentwurf, Drucksache 18/19008, wurde in gemeinsamer Sitzung im federfüh-
renden Haushalts- und Finanzausschuss und im Ausschuss für Heimat und Kommunales am 
9. Juni 2026 abgestimmt.  
 
Bei der Abstimmung wurde dieser, sowohl im Ausschuss für Heimat und Kommunales als auch 
im Haushalts- und Finanzausschuss, mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD, bei Enthaltung der 
Fraktion der SPD, angenommen. 
 
C Ergebnis 
 
Der federführende Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf, Drucksa-
che 18/19008, unverändert anzunehmen. 
 
 
 
Carolin Kirsch 
Vorsitz 
 


